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1. Abschnitt: 

Erhebung von statistischen Daten 
 
 

§ 1 
 

Art und Umfang der Erhebung 
 
(1)   Um die gesetzgebenden Körperschaften, die Öffentlichkeit und die Organe 
der Justizverwaltung mit dem notwendigen statistischen Material versorgen zu 
können, werden statistische Daten über Ermittlungsverfahren und über sonstige 
Tätigkeiten der Staatsanwaltschaften erhoben. Soweit in dieser Anordnung von 
Staatsanwaltschaften und Staatsanwälten die Rede ist, sind darunter auch Amts-
anwaltschaften und Amtsanwälte zu verstehen. 
 
(2)   Die Erhebung erstreckt sich auf alle Ermittlungsverfahren, die im Js-Register 
einzutragen sind. Ausgenommen sind Anträge der Finanzbehörden auf Erlass 
eines Strafbefehls in Steuerstrafsachen, Verfahren nach dem Ordnungswidrigkei-
tenrecht (Bußgeldverfahren), Verfahren zur Vollstreckbarerklärung im Ausland 
verhängter Sanktionen sowie Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt, und zwar 
auch dann, wenn der Staatsanwalt eigene Ermittlungen betreibt. Ermittlungsver-
fahren gegen Unbekannt werden erst dann in die Erhebung einbezogen, wenn 
gegen einen namentlich bezeichneten Beschuldigten ermittelt wird. Der Inhalt der 
Erhebung ergibt sich aus Anlage 1. 
 
(3)   Sonstige Tätigkeiten der Staatsanwaltschaften werden nach Maßgabe die-
ser Anordnung in dem aus den Anlagen 3, 4 und 5 ersichtlichen Umfang erfasst. 
 
(4)   Die statistischen Daten werden manuell oder mit einem DV-Geschäfts-
stellenautomationssystem (DV-System) erhoben. Für die manuelle Erhebung 
gelten die Bestimmungen im 2. Abschnitt, für die Erhebung mit einem DV-System 
die Bestimmungen im 3. Abschnitt. 
 

 
 
 



§ 2 
 

Erhebungseinheiten 
 
(1)   Die Staatsanwaltschaften erhalten zur Durchführung der statistischen Erhe-
bungen die aus der Anlage 8 ersichtlichen Schlüsselzahlen. 
 
(2)   Erhebungseinheit ist das Dezernat. Ein Dezernat sind die durch Geschäfts-
verteilungsplan einzelnen Staatsanwälten zugewiesenen Aufgaben. Die Behör-
denleitung kann einem Staatsanwalt durch Aufteilung der diesem zugewiesenen 
Aufgaben mehrere Erhebungseinheiten zuteilen. Der Begriff des Dezernats ist 
von der Person des Staatsanwalts unabhängig und knüpft ausschließlich an die 
sachlichen Aufgabenbereiche an. Vertretung bei Urlaub, Krankheit, Abordnung 
oder sonstiger Verhinderung (ausgenommen bei rechtlicher Verhinderung, vgl. 
§ 5) sowie ein Wechsel in der Person des Staatsanwalts berühren den Bestand 
des Dezernats nicht. Die Gliederung der Geschäftsstelle in Abteilungen oder an-
dere Einheiten ist für die Einteilung der staatsanwaltschaftlichen Aufgaben in De-
zernate ohne Bedeutung.  
 
(3)   Die Behördenleitung teilt den Erhebungseinheiten jeweils eine vierstellige 
Schlüsselzahl zu. Die erste Stelle der Schlüsselzahl lautet auf  
 
1 für den Staatsanwalt, soweit nicht die Zahl 3 zutrifft, 
2 für den Amtsanwalt, soweit nicht die Zahl 4 zutrifft, 
3 für den Jugendstaatsanwalt in Verfahren nach dem JGG (§ 36 JGG), 
4 für den Amtsanwalt in Verfahren nach dem JGG, 
5 für Rechtsreferendare (vgl. Anlage 7 Abschnitt II Buchst. a Erläuterung zu F 

Abs. 2). 
 
Die Stellen zwei bis vier der Schlüsselzahl sind aus der Zahlengruppe 001 bis 
999 zu bilden. Dies gilt auch, wenn nachträglich zusätzliche Erhebungseinheiten 
gebildet werden.  
 
(4)   Dem Statistischen Landesamt sind die Schlüsselzahlen der Erhebungsein-
heiten und ihre Änderung (Wegfall, Umbildung) jeweils in gesonderten Schreiben 
unverzüglich mitzuteilen.  
 
 



§ 3 
 

Änderung der Geschäftsverteilung 
 

(1)   Änderungen der Geschäftsverteilung, die nur die Person des Staatsanwalts 
betreffen, berühren die Schlüsselzahl der Erhebungseinheit nicht. Dasselbe gilt 
für sachliche Änderungen der Geschäftsverteilung, die anhängige Verfahren nicht 
einbeziehen.  
 
(2)   Bei sonstigen Änderungen der Geschäftsverteilung hat die Behördenleitung 
zu prüfen, ob eine Änderung der Schlüsselzahlen, insbesondere die Ausgabe 
weiterer Schlüsselzahlen (§ 2 Abs. 3), erforderlich ist.  
 
(3)   Auf anhängige Verfahren, die infolge einer Änderung der Geschäftsvertei-
lung auf eine andere Erhebungseinheit übergehen, sind die Bestimmungen des 
§ 5 entsprechend anzuwenden.  
 
 

§ 4 
 

Erfassung von Ermittlungsverfahren 
 

(1)   Jedes in die Erhebung einzubeziehende Ermittlungsverfahren (vgl. § 1 
Abs. 2) ist unverzüglich statistisch zu erfassen. Ist ein Verfahren von einer ande-
ren Staatsanwaltschaft zu übernehmen, so ist es erst dann statistisch zu erfas-
sen, wenn die Übernahmebestätigung abgesandt wird. 
 
(2)   Ein Ermittlungsverfahren ist statistisch neu zu erfassen, wenn 
 
a)    ein Verfahren, das eingestellt oder ausgesetzt war, wieder aufgenommen 
       wird, es sei denn, dass zwischenzeitlich die Strafverfolgungsverjährung ein-
       getreten ist; 
 
b)    ein Verfahren von einem anderen Verfahren abgetrennt wird.  
 



(3)   Die Erfassung eines Ermittlungsverfahren geschieht dadurch, dass die Ab-
schnitte A bis L der Anlage 1 ausgefüllt werden. 
 
(4)   Irrtümlich statistisch erfasste Ermittlungsverfahren sind wie Abgaben inner-
halb der Staatsanwaltschaft zu behandeln (§ 5). 
 
 

§ 5 
 

Abgabe innerhalb der Staatsanwaltschaft 
 
(1)   Wird ein Verfahren, das bereits statistisch erfasst ist (§ 4), innerhalb der 
Staatsanwaltschaft an eine andere Erhebungseinheit abgegeben oder ist das 
Verfahren wegen rechtlicher Verhinderung (z.B. bei Ablehnung, Ausschluss) von 
einem anderen Staatsanwalt durchzuführen, so ist lediglich noch der Abschnitt M 
(Abgabe innerhalb der Staatsanwaltschaft) auszufüllen und die Schlussbehand-
lung (§§ 6, 10, 12) durchzuführen. Für das übernehmende Dezernat wird dieses 
Verfahren statistisch neu erfasst. Dies gilt auch, wenn eine Erhebungseinheit 
ganz wegfällt und deren Verfahren bei derselben Staatsanwaltschaft auf andere 
Erhebungseinheiten übergehen, es sei denn, dass insoweit (z.B. Umbildung von 
Staatsanwaltschaften) eine besondere Anordnung getroffen worden ist. 
 
(2)   Absatz 1 gilt entsprechend, wenn 
a)    die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht ein Ermittlungsverfahren 
       gemäß § 145 Abs. 1 GVG übernimmt, 
b)    die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht ein gemäß § 145 Abs. 1 
       GVG übernommenes Verfahren unerledigt an die Staatsanwaltschaft (bei 
       dem Landgericht) zur weiteren Bearbeitung zurückgibt, 
c)    die Staatsanwaltschaft ein Verfahren an ihre Zweigstelle(n) abgibt und 
       umgekehrt, 
d)    die Staatsanwaltschaft ein Verfahren an die selbständige Amtsanwaltschaft 
       am selben Ort abgibt und umgekehrt. 
 



(3)   Die Schlussbehandlung bei der abgebenden Erhebungseinheit ist in dem-
selben Monat durchzuführen, in dem die statistische Erfassung für die überneh-
mende Erhebungseinheit vorgenommen wird. 
 

 
§ 6 

 
Abschluss der statistischen Erhebung von Ermittlungsverfahren 

 
(1)   Ein Ermittlungsverfahren ist statistisch abzuschließen, sobald das Verfahren 
bezüglich aller Beschuldigten und aller Straftaten erledigt ist und die vollständige 
Schlussverfügung des Staatsanwalts der Geschäftsstelle vorliegt. 
 
(2)   Bei vorläufiger Einstellung gilt das Verfahren mit der entsprechenden Verfü-
gung des Staatsanwalts als erledigt; eine Erfüllung von Auflagen, Weisungen 
oder erzieherischen Maßnahmen ist nicht abzuwarten. 
 
(3)   Wird ein Verfahren an eine andere Staatsanwaltschaft abgegeben, so gilt es 
erst dann als erledigt, wenn die Übernahmebestätigung vorliegt. 
 
(4)   Die Behördenleitung hat sicherzustellen, dass der statistische Abschluss 
unverzüglich nach Eintritt der Erledigung durchgeführt wird. Aus der Schlussver-
fügung sollen sich für die Geschäftsstelle die Einstellungsvorschriften zweifelsfrei 
ergeben. 
 
 

2. Abschnitt: Manuelle Erhebung der statistischen Daten 
 
 

§ 7 
 

Muster für die manuelle Erhebung 
 

Die manuelle Erhebung erfolgt mit Zählkarte, Monatsübersichten und Übersen-
dungsschreiben nach den Mustern der Anlagen 1, 3, 4, 5 und 6. 
 
 
 
 



§ 8 
 

Fortlaufende Nummerierung der Zählkarte 
 
(1)   Die Zählkarten sind getrennt für jede Schlüsselzahl einer Erhebungseinheit 
(§ 2) in der Reihenfolge ihrer Anlegung fortlaufend zu nummerieren. Die Numme-
rierung erstreckt sich über vier Jahre und beginnt nach Ablauf des vierten Jahres 
jeweils von neuem mit der Zahl 1. Der Zeitpunkt des Wechsels rechnet vom 
1. Januar 1976 an; dies gilt auch für Erhebungseinheiten, die während eines lau-
fenden 4-Jahres-Zeitraums neu gebildet werden.  
 
(2)   Sind für ein Dezernat mehrere Abteilungen der Geschäftsstelle zuständig, so 
nummeriert jede Abteilung ihre Zählkarten der betreffenden Erhebungseinheit 
gesondert durch. In diesen Fällen teilt die Behördenleitung den jeweiligen Abtei-
lungen Nummernblocks zu (z.B. einer Abteilung von 1 bis 400.000 und einer 
zweiten Abteilung von 400.001 bis 800.000).  
 
(3)   Die laufende Nummer der Zählkarte ist auf dem Aktenumschlag der Verfah-
rensakten zu vermerken. Die abschließende Ausfüllung der Zählkarte ist auf dem 
Aktenumschlag unter Angabe des Tages der Ausfüllung zu vermerken; der Ver-
merk ist zu unterschreiben. Gleichzeitig ist auf dem Aktenumschlag die laufende 
Nummer der Zählkarte durchzustreichen; die durchgestrichene Zahl muss lesbar 
bleiben. 
 

§ 9 
 

Verwahrung der angelegten Zählkarten 
 
(1)   Die angelegten Zählkarten sind in der Reihenfolge der laufenden Nummern 
nach Erhebungseinheiten getrennt (§ 8 Abs. 1 und 2) auf der Geschäftsstelle zu 
verwahren. Die Ablage ist so anzuordnen, dass die zuletzt angelegte Zählkarte 
jeweils oben liegt, damit die laufende Nummer für die nächste eingehende Sache 
stets ohne weiteres festgestellt werden kann. Wird die oberste Zählkarte vor Ein-
gang der nächsten Sache abgeschlossen (§§ 6, 10), so ist durch Vermerk der 
letzten laufenden Nummer auf einem besonderen Blatt in der Verwahrmappe 
oder in sonst geeigneter Weise sicherzustellen, dass die laufende Nummer der 
erledigten Sache nicht doppelt verwendet wird. 
 



(2)   Die Aufbewahrung erfolgt in besonderen Mappen. Die Mappen sind mit der 
Aufschrift "Anhängige Verfahren" zu versehen. Auf der Außenseite der Verwahr-
mappe ist ferner die Schlüsselzahl der Erhebungseinheit anzugeben. Auf der In-
nenseite sind folgende Spalten anzuordnen und nach Ablauf eines jeden Kalen-
dermonats spätestens bis zum zweiten Arbeitstag des folgenden Monats auszu-
füllen: 
 

Jahr, Monat 
(Berichtsmonat) 

Lfd. Nr. der 
letzten für den 
Berichtsmonat 

angelegten 
Zählk. 

Bestand (Zahl d. 
vorhand. ange-
legten Zählkar-
ten) zu Beginn 

des Berichtsmo-
nats 

Zugang (Zahl der 
für den Berichts-
monat neu ange-
legten Zählkarten)

Abgang (Zahl der 
für die im Be-

richtsmonat erle-
digten Verfahren 
ausgesonderten 

Zählkarten) 

Bestand (Zahl der 
vorhandenen 

angelegten Zähl-
karten) am Ende 
des Berichtsmo-

nats 

Bemerkun-
gen 

1 2 3 4 5 6 7 

 
2005: Januar 
 

      

 
         Februar 
 

      

 
 
Anstelle der Übersicht auf der Innenseite der Verwahrmappe kann auch ein ent-
sprechendes Vorblatt den Zählkarten vorgeheftet werden. 
 
Für die Ausfüllung gilt Folgendes: 

 
a) Der Bestand zu Beginn des Berichtsmonats (Spalte 3) entspricht der im Vor- 
     monat in Spalte 6 enthaltenen Zahl. 

 
b)  Der Zugang (Spalte 4) errechnet sich aus der Differenz zwischen der laufen- 

den Nummer der letzten für den Berichtsmonat und der letzten für den Vor-
monat angelegten Zählkarte; für jeden ersten Monat nach Neubeginn der Nu-
mmerierung mit der Zahl 1 (§ 8 Abs.1) ergibt er sich unmittelbar aus der lau-
fenden Nummer der letzten für den betreffenden Monat angelegten Zählkarte. 

 
c)  Der Abgang (Spalte 5) ist gleich der Zahl der für die erledigten Verfahren aus-

gesonderten und abgeschlossenen Zählkarten (§§ 6, 10); diese Zahl ist aus 
Spalte 2 der Sammelmappe für die abgeschlossenen Zählkarten (§ 10 Abs. 2) 
zu übernehmen. 

 
d)  Der Bestand am Ende des Berichtsmonats (Spalte 6) entspricht der Gesamt-

zahl der bei Ablauf des Berichtsmonats in der Verwahrmappe befindlichen 
angelegten, unerledigten Zählkarten; er ergibt sich rechnerisch aus der in 
Spalte 3 eingetragenen Zahl zuzüglich der in Spalte 4 eingetragenen Zahl, 
abzüglich der in Spalte 5 eingetragenen Zahl. Seine Richtigkeit ist mindestens 



vierteljährlich durch Auszählen der in der Verwahrmappe befindlichen Zähl-
karte zu überprüfen. Ergeben sich bei der Auszählung Differenzen, so sind sie 
durch Korrektur der Spalte 6 zu bereinigen. Im nächsten Berichtsmonat er-
scheint in Spalte 3 die korrigierte Zahl. Bei der Auszählung sind nur die Zähl-
karten von der untersten bis zu der in Spalte 2 bezeichneten Zählkarte zu 
zählen; etwaige bereits für den neuen Monat angelegte Zählkarten dürfen 
nicht mitgezählt werden. 

 
e)  Mindestens einmal jährlich sind die in der Verwahrmappe befindlichen, länger 

als 6 Monate angelegten Zählkarten darauf zu prüfen, ob das betreffende Ver-
fahren nicht bereits bezüglich aller Beteiligten erledigt ist. Sollte das der Fall 
sein, so ist die Zählkarte abzuschließen (§§ 6, 10). 
 

f)  Die Überprüfungen nach Buchstaben d und e sind unter Angabe des Über-
prüfungstages in Spalte 7 der Übersicht zu vermerken. Der Vermerk ist zu un-
terschreiben. 
 

§ 10 
 

Sammlung der abgeschlossenen Zählkarten 
 
(1)   Die abgeschlossenen Zählkarten der erledigten Verfahren sind auf der Ge-
schäftsstelle in einer besonderen Mappe zu sammeln. Hierbei sind die Zählkarten 
für die jeweils in einem Kalendermonat erledigten Verfahren zusammenzufassen. 
Die Sammlung ist nach Erhebungseinheiten getrennt durchzuführen. 
 
(2)   Die Sammelmappe ist mit der Aufschrift "Erledigte Verfahren" und der 
Schlüsselzahl der Erhebungseinheit zu versehen. Auf der Innenseite der Sam-
melmappe sind die Spalten 
 

Jahr, Monat Zahl der für die in nebenstehendem Monat erledigten Verfahren 
insgesamt abgeschlossenen Zählkarten 

 
1 2 

2005: Januar  

           Februar  

 
anzuordnen und nach Ablauf eines jeden Kalendermonats spätestens bis zum 
zweiten Arbeitstag des folgenden Monats auszufüllen. 
 



Anstelle der Übersicht auf der Innenseite der Sammelmappe kann auch ein ent-
sprechendes Vorblatt den Zählkarten vorgeheftet werden. 
 
Die Gesamtzahl der für den abgelaufenen Monat abgeschlossenen Zählkarten 
(Spalte 2) ist durch Auszählen der in der Sammelmappe befindlichen Zählkarten 
zu ermitteln. Die Auszählung ist erst vorzunehmen, nachdem die Zählkarten für 
alle in dem betreffenden Monat erledigten Verfahren abgeschlossen sind. Etwai-
ge bereits für Erledigungen im neuen Monat abgeschlossene Zählkarten dürfen 
nicht mitgezählt werden. 
 
(3)   Die für den abgelaufenen Monat gesammelten Zählkarten sind spätestens 
bis zum zweiten Arbeitstag des folgenden Monats mit einer Monatsübersicht 
(dreifach) nach den Mustern der Anlagen 3 oder 4 an die Geschäftsleitung oder 
eine sonst von der Behördenleitung bestimmte Stelle zur Weiterleitung an das  
Statistische Landesamt abzuliefern. Die Monatsübersichten sind nach den Erläu-
terungen in der Anlage 7 auszufüllen. Es ist darauf zu achten, dass die allgemei-
nen Ordnungszahlen (Schlüsselzahl der Staatsanwaltschaft, Schlüsselzahl der 
Erhebungseinheit) von Zählkarten und Monatsübersichten übereinstimmen. 
 
(4)   Die Behördenleitung erhält eine Durchschrift der Monatsübersicht und des  
Übersendungsschreibens, der Staatsanwalt eine Durchschrift der Monatsüber-
sicht. 
 
(5)   Monatsübersichten sind auch für solche Erhebungseinheiten auszufüllen 
und abzuliefern, die keine über Zählkarten zu erfassenden Verfahren bearbeiten. 
 

§ 11 
 

Übersendung der Erhebungsunterlagen an das Statistische Landesamt 
 

(1)   Die Behördenleitung fasst die jeweils für einen Monat abgelieferten Zählkar-
ten aller Erhebungseinheiten zusammen und übersendet sie mit dem Erststück 
der Monatsübersichten bis zum 5. des jeweils folgenden Monats unmittelbar an 
das Statistische Landesamt. Der Sendung ist ein Begleitschreiben nach dem 
Muster der Anlage 5 (für Staatsanwaltschaften [bei den Landgerichten]) oder der 
Anlage 6 (für Staatsanwaltschaften bei den Oberlandesgerichten) beizufügen. In 
dem Begleitschreiben ist die Gesamtzahl der übersandten Monatsübersichten 
anzugeben. Zweit- und Drittstücke der Monatsübersichten dürfen nicht an das 
Statistische Landesamt übersandt werden. Die Zählkarte und die Erststücke der 



Monatsübersichten sind in der Farbe Gelb und die Zweit- und Drittstücke der Mo-
natsübersichten in der Farbe Hellblau gehalten. 
 
(2)   Die Begleitschreiben sind ebenso wie die Zählkarten und Monatsübersichten 
nicht für zusätzliche Mitteilungen an das Statistische Landesamt geeignet. Not-
wendige Informationen (z.B. Änderung der Schlüsselzahl einer Erhebungseinheit) 
sind durch besondere Schreiben mitzuteilen. 

 
 

3. Abschnitt: Erhebung der statistischen Daten mit einem 
DV-System 

 
 

§ 12 
 

Erhebung mit einem DV-System 
 
(1)   Für die statistische Erhebung mit einem DV-System gelten die Bestimmun-
gen des 2. Abschnitts entsprechend. An die Stelle der Zählkarte, Monatsüber-
sichten und Übersendungsschreiben sowie Sammelmappen tritt das DV-System. 
Die Datenübermittlung von den Staatsanwaltschaften an das Statistische Lan-
desamt richtet sich nach einer zwischen der Landesjustizverwaltung und dem 
Statistischen Landesamt zu treffenden Vereinbarung. 
 
(2)   Im Rahmen der automatisierten Erstellung der Monatsübersichten ist zusätz-
lich eine Bilanzierung der Sachgebiete (Anlage 11) nach Maßgabe der Erläute-
rungen in der Anlage 7 vorzunehmen. 
 
(3)   Die Behördenleitung und der Staatsanwalt erhalten eine den Monatsüber-
sichten (Anlagen 3 und 4) - die Behördenleitung darüber hinaus eine den Über-
sendungsschreiben (Anlagen 5 und 6) - entsprechende Zusammenstellung der 
Daten (vgl. § 10 Abs. 4). 
 
 
 
 
 
 
 



4. Abschnitt: Auswertung, Schlussbestimmungen 
 
 

§ 13 
 

Aufbereitung der statistischen Erhebungen 
 

Das Statistische Landesamt bereitet die erhobenen Daten nach bundeseinheitlich 
koordinierten Verarbeitungs- und Auswertungsprogrammen auf und stellt die Er-
gebnisse den Behörden der Justizverwaltung zur Verfügung. 
 

§ 14 
 

Unterlagen für die Dienstaufsicht 
 
Über die Auswertung nach § 13 hinaus steht der Dienstaufsicht mit den Durch-
schriften der Monatsübersichten für jede Erhebungseinheit eine Statistik über die 
Geschäftsbelastung und ihre Veränderungen zur Verfügung (§ 10 Abs. 3 und 4); 
zudem ist den Übersichten bei Einsatz eines DV-Systems eine Bilanzierung von 
Sachgebieten zu entnehmen (§ 12 Abs. 2). Aus der Mappe der angelegten Zähl-
karten (§ 9 Abs. 2) bzw. aus den im DV-System gespeicherten Daten (§ 12 
Abs. 1) ergibt sich ferner jederzeit, wie viele und welche Verfahren noch anhän-
gig sind und aus welchen Jahren diese Verfahren stammen. 
 
 




